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Die PrÅfung zum Fortbildungsabschluss „GeprÅfter Bilanzbuchhalter – Bachelor Professional in Bilanzbuchhaltung“ bzw.
„GeprÅfte Bilanzbuchhalterin – Bachelor Professional in Bilanzbuchhaltung“ ist eine der beliebtesten Aufstiegsfortbildungen
fÅr kaufm!nnische Berufe. Gemessen an der Zahl der j!hrlichen PrÅfungsteilnehmer* gehÇrt sie zu den wichtigsten, gleich-
zeitig aber auch zu den anspruchsvollsten kaufm!nnischen WeiterbildungsabschlÅssen Åberhaupt.

Der vorliegende Titel der „5 vor“-Reihe besch!ftigt sich mit dem Handlungsbereich „Betriebliche Sachverhalte steuerlich dar-
stellen“ und orientiert sich dabei vollst!ndig an den Bestandteilen und der Gliederung des offiziellen Rahmenplans der aktu-
ellen PrÅfungsverordnung vom 18.12.2020. Die zu prÅfende Person soll dementsprechend nachweisen, dass sie in der Lage
ist, betriebliche Sachverhalte steuerlich zu bearbeiten.**

„5 vor Steuerrecht“ ist kein typisches Lehrbuch. Da ich selbst gegenw!rtig als Dozent in diversen Vorbereitungskursen zur
BilanzbuchhalterprÅfung t!tig bin, gehe ich davon aus, dass in den von Ihnen besuchten Kursen das benÇtigte Wissen be-
reits eingehend vermittelt wurde. Dieses Buch ist vielmehr als eine Art letzte Wissenskontrolle zu sehen. Die PrÅfungsteil-
nehmer sollen ihren Wissensstand kurz vor der PrÅfung noch einmal kontrollieren und ggf. erkannte WissenslÅcken inner-
halb kÅrzester Zeit erfolgreich schließen bzw. bereits Erlerntes schnell noch einmal auffrischen. Die prÅfungsrelevanten The-
men werden deshalb in kompakter und pr!gnanter Form dargestellt; zahlreiche Abbildungen, Beispiele und Kontrollfragen
sowie ein Kapitel mit "bungsaufgaben unterstÅtzen zus!tzlich das Verst!ndnis.

So kÇnnen Sie ganz entspannt und sicher in die PrÅfung gehen!

FÅr angehende Steuerfachwirte und -berater sowie fÅr Studierende an Universit!ten und Fachhochschulen ist dieser Titel
ebenfalls !ußerst empfehlenswert, da auch in diesen Bereichen das Thema Steuerrecht prÅfungsrelevant sein kann.

Gedankt sei zum Schluss Frau Vera Schallau vom NWB Verlag fÅr die gute Zusammenarbeit.

Nun wÅnsche ich allen angehenden Bilanzbuchhaltern viel Erfolg fÅr die bevorstehenden PrÅfungen!

MÅnchen, im August 2021 Martin Weber

* Aus GrÅnden der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen m!nnlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. S!mtliche
Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen fÅr alle Geschlechter.

** § 7 Abs. 3 BibuBAProFPrV.
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SEEG Gesetz zur EinfÅhrung der Europ!ischen Gesellschaft

SEStEG Gesetz Åber steuerliche Begleitmaßnahmen zur EinfÅhrung der Europ!ischen Gesellschaft und zur #n-
derung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften

sog. so genannte/r/s

SolZ Solidarit!tszuschlag

SolZG Solidarit!tszuschlagsgesetz

sonst. sonstige

SvEV Sozialversicherungsentgeltverordnung

T

TA Tausend Euro

Tz. Textziffer

U

u. a. und andere/unter anderem/n

UG Unternehmergesellschaft

UmwStG Umwandlungssteuergesetz

US-GAAP United States Generally Accepted Accounting Principles

USt Umsatzsteuer

UStAE Umsatzsteuer-#nderungserlass

UStDV Umsatzsteuer-DurchfÅhrungsverordnung

UStG Umsatzsteuergesetz

USt-IdNr. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer

V

v. vom/von

vE verdeckte Einlagen

Verb. Verbindlichkeiten

vGA verdeckte GewinnausschÅttung

vgl. vergleiche

VSt Vorsteuer

W

W"RV Wiener "bereinkommen Åber das Recht der Vertr!ge

X

XBRL eXtensible Business Reporting Language

XVI
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Z

z. B. zum Beispiel

ZK Zollkodex

ZKostV Zollkostenverordnung

ZM Zusammenfassende Meldung

zzgl. zuzÅglich
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I. Steuerliches Ergebnis aus dem handelsrechtlichen
Ergebnis ableiten

1. Maßgeblichkeitsprinzip
TTzz.. 11
Nach § 238 HGB ist jeder Kaufmann verpflichtet, BÅcher zu fÅhren und zu Beginn eines jeden
Gesch!ftsjahres ein Inventar (§ 240 HGB) und eine Bilanz (§ 242 HGB) aufzustellen. Diese Ver-
pflichtungen gelten fÅr Kaufleute i. S. der §§ 1 bis 6 HGB. Der Kannkaufmann erlangt diese Ei-
genschaft erst durch Eintragung in das Handelsregister.

TTzz.. 22
Im Rahmen des BilMoG wurden handelsrechtliche Einzelkaufleute von der Pflicht zur BuchfÅh-
rung, der Aufstellung von Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen und der Erstellung
von Inventaren befreit, wenn ihre UmsatzerlÇse und JahresÅberschÅsse bestimmte Schwellen-
werte in zwei aufeinander folgenden Gesch!ftsjahren nicht Åberschreiten. Gem!ß § 241a HGB
betragen die Schwellenwerte:

"" UmsatzerlÇse: 600.000A (bis 2015: 500.000A)

"" JahresÅberschuss: 60.000A (bis 2015: 50.000A)

Da Voraussetzung fÅr die Befreiung ist, dass die Schwellenwerte an zwei aufeinander folgen-
den Abschlussstichtagen nicht Åberschritten werden, entf!llt die Befreiung, sobald eine dieser
Grenzen an nur einem Abschlussstichtag Åberschritten wird. Geschieht dies, ist eine ErÇff-
nungsbilanz aufzustellen und zur BuchfÅhrung Åberzugehen.

Die Grenzen orientieren sich an den Schwellenwerten des § 141 AO. Zu beachten ist hierbei
jedoch, dass der handelsrechtliche JahresÅberschuss nicht in allen F!llen mit dem steuerlichen
Gewinn Åbereinstimmt.

Der Einzelunternehmer E hat in den Jahren 01 und 02 folgende Ums!tze und Gewinne:

Variante Umsatz 01 Gewinn 01 Umsatz 02 Gewinn 02

1 475.000A 30.000A 620.000A 45.000A

2 475.000A 65.000A 400.000A 40.000A

3 475.000A 50.000A 500.000A 40.000A

In welchen Jahren ist E, der seinen Betrieb vor zehn Jahren gegrÅndet hat, von der handelsrechtlichen
BuchfÅhrungspflicht nach § 241a HGB befreit?

1. In 01 sind beide Schwellenwerte nach § 241a HGB unterschritten. In 02 wird die Umsatzgrenze Åber-
schritten. Aus diesem Grund ist E ab 02 buchfÅhrungspflichtig. Ob fÅr 01 eine BuchfÅhrungspflicht
besteht, kann nur beurteilt werden, wenn Informationen fÅr das Vorjahr vorliegen.

2. In 01 ist nur eine Grenze unterschritten. Aus diesem Grund kann weder fÅr 01 noch fÅr 02 eine Befrei-
ung nach § 241a HGB erfolgen. Das Unterschreiten der Grenzen in 02 ist irrelevant.

3. Die Grenzen sind weder in 01 noch in 02 Åberschritten. Somit kann E zumindest ab 02 von der Buch-
fÅhrungspflicht befreit werden. Ob fÅr 01 eine BuchfÅhrungspflicht besteht kann nur beurteilt wer-
den, wenn Informationen fÅr das Vorjahr vorliegen.

TTzz.. 33
Steuerrechtliche BuchfÅhrungspflicht

FÅr die Besteuerung sehen die §§ 140 ff. AO mehrere MÇglichkeiten der BuchfÅhrungspflicht
vor:

TTzz.. 44
§ 140 AO: „Derivative BuchfÅhrungspflicht“

Hierunter fallen alle Personen, die nach anderen Gesetzen als den Steuergesetzen verpflichtet
sind, BÅcher zu fÅhren und regelm!ßig AbschlÅsse zu machen. § 140 AO gilt aber nicht nur fÅr
die BuchfÅhrungspflicht, sondern bestimmt auch, dass Aufzeichnungen, die nach anderen Ge-
setzen als den Steuergesetzen zu fÅhren sind, auch fÅr Besteuerungszwecke gefÅhrt werden

1. Maßgeblichkeitsprinzip
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mÅssen. Diese sich aus anderen Gesetzen ergebenden BuchfÅhrungs- und Aufzeichnungs-
pflichten gelten somit gleichermaßen als steuerliche Verpflichtung. Hier sind insbesondere fol-
gende Vorschriften von Bedeutung:

"" §§ 238 ff. HGB,

"" § 259 BGB (Pflicht zur Rechenschaftslegung),

"" §§ 91, 270, 286 AktG,

"" §§ 41 ff. GmbHG,

"" § 33 GenG.

TTzz.. 55

Sonderf!lle der BuchfÅhrungspflicht

"" Eine Freiberufler-GmbH ist als GmbH buchfÅhrungspflichtig.

"" Vorgesellschaften sind nicht erst ab Eintragung in das Handelsregister buchfÅhrungspflich-
tig. Die steuerliche BuchfÅhrungspflicht beginnt mit Abschluss des notariellen Vertrags
(vgl. H 1.1 „Beginn der Steuerpflicht“ KStH).

TTzz.. 66

§ 141 AO: „Origin!re BuchfÅhrungspflicht“

Gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte, die nicht bereits nach § 140 AO buch-
fÅhrungspflichtig sind, kÇnnen nach § 141 Abs. 1 AO unter bestimmten Voraussetzungen ver-
pflichtet sein, fÅr steuerliche Zwecke BÅcher zu fÅhren. § 141 AO wird nur herangezogen,
wenn nicht bereits eine BuchfÅhrungspflicht nach § 140 AO besteht (AEAO Nr. 1 zu § 141 AO).

Die Voraussetzungen dafÅr sind:

bei Land- und Forstwirten
mehr als

bei Gewerbetreibenden
mehr als

Ums!tze im Kalenderjahr, einschließlich der steuer-
freien Ums!tze, ausgenommen die Ums!tze nach
§ 4 Nr. 8 bis 10 UStG

600.000A
(bis 2015: 500.000A)

600.000A
(bis 2015: 500.000A)

selbstbewirtschaftete land- und forstwirtschaftliche
Fl!chen mit einem Wirtschaftswert von

25.000A –

Gewinn im Wirtschafts- bzw. Kalenderjahr 60.000A
(bis 2015: 50.000A)

60.000A
(bis 2015: 50.000A)

Diese Grenzen beziehen sich stets nur auf einen Betrieb, auch wenn der Steuerpflichtige meh-
rere Betriebe der gleichen Einkunftsart unterh!lt (vgl. AEAO Nr. 3 zu § 141 AO). FÅr das Entste-
hen der BuchfÅhrungspflicht genÅgt es, wenn eine der genannten Wertgrenzen Åberschritten
wird. Unter § 141 AO fallen gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte, nicht jedoch
Freiberufler (vgl. AEAO Nr. 1 zu § 141 AO).

TTzz.. 77

Die BuchfÅhrungspflicht beginnt bei:

"" § 1 HGB „Istkaufmann“ mit Beginn der T!tigkeit. Auf die Eintragung im Handelsregister
kommt es nicht an;

"" §§ 2 und 3 HGB „Kannkaufmann“ sowie § 5 HGB „Kaufmann kraft Eintragung“ mit der Ein-
tragung in das Handelsregister;

"" § 6 HGB „Formkaufmann“ mit GrÅndung der Gesellschaft (= Abschluss des Gesellschafts-
vertrags);

"" § 141 Abs. 1 AO mit Beginn des Wirtschaftsjahres, das auf die Bekanntgabe der Mitteilung
Åber die BuchfÅhrungspflicht folgt (§ 141 Abs. 2 Satz 1 AO). Die Mitteilung der BuchfÅh-
rungspflicht durch das Finanzamt ist ein Verwaltungsakt und kann mit dem Rechtsmittel
des Einspruchs nach § 347 AO angefochten werden.

I. Steuerliches Ergebnis aus dem handelsrechtlichen Ergebnis ableiten
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AABBBB.. 11:: BBuucchhffÅÅhhrruunnggssppfflliicchhtt

§ 238 HGB:
Buchführungspflicht

Buchführungspflicht
(auch im Steuerrecht,

§ 140 AO)

EÜR zulässig

keine Buchführungs-
pflicht nach HGB

Grenzen des
§ 141 AO

überschritten?

Buchführungspflicht
(ab Folgejahr der

Aufforderung)

Grenzen des
§ 241a HGB

überschritten?

ja

ja ja

nein

nein nein

Kaufmann?

TTzz.. 88

Die BuchfÅhrungspflicht endet bei:

"" allen BuchfÅhrungspflichtigen mit Betriebsaufgabe bzw. Abschluss des Insolvenzverfah-
rens;

"" § 1 HGB „Istkaufmann“ mit Verlust der Kaufmannseigenschaft (= bei Einstellung des Han-
delsgewerbes);

"" § 141 Abs. 1 AO mit Ablauf des n!chsten Wirtschaftsjahres, das dem Wirtschaftsjahr folgt,
in dem die FinanzbehÇrde feststellt, dass die Voraussetzungen fÅr die BuchfÅhrungspflicht
nicht mehr vorliegen (§ 141 Abs. 2 Satz 2 AO).

Am 10.5.2020 erteilt das Finanzamt den Steuerbescheid fÅr 2018, Umsatz und Gewinn haben die Grenze
des § 141 AO unterschritten.

Die BuchfÅhrungspflicht endet mit Ablauf des Jahres 2021. In 2022 kann zur Einnahmen-%berschussrech-
nung Åbergegangen werden. Es ist strittig, ob im Steuerbescheid ein expliziter Hinweis auf das Ende er-
folgen muss, oder ob eine entsprechende Steuerfestsetzung ausreicht1.

2. Zweistufige Gewinnermittlung

2.1 Gewinn aus der Handelsbilanz steuerrechtlich

TTzz.. 99

W!hrend § 4 Abs. 1 EStG fÅr all diejenigen gilt, die nach Handelsrecht nicht verpflichtet sind,
BÅcher zu fÅhren (Selbst!ndige, Land- und Forstwirte), kommt § 5 Abs. 1 EStG bei allen Gewer-
betreibenden zur Anwendung, unabh!ngig davon, ob sie verpflichtet sind zu bilanzieren oder
dies freiwillig tun. § 5 Abs. 1 EStG bindet also alle bilanzierenden Gewerbetreibenden an die
Vorschriften des Handelsrechts (Maßgeblichkeitsgrundsatz). Hiervon gibt es jedoch zwei Aus-
nahmen:

2. Zweistufige Gewinnermittlung
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1 DrÅen, in: Tipke/Kruse, Tz. 49 zu § 141 AO.
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"" Gibt es eigene steuerliche Bewertungsvorschriften, gehen diese dem Handelsrecht vor (Be-
wertungsvorbehalt des § 5 Abs. 6 EStG);

"" Gibt es eigene steuerliche Wahlrechte, kÇnnen diese unabh!ngig von der Handelsbilanz
ausgeÅbt werden (§ 5 Abs. 1 Satz 1 letzter Teilsatz EStG).

AABBBB.. 22:: ZZwweeiissttuuffiiggee GGeewwiinnnneerrmmiittttlluunngg

Handelsbilanz

z. B.
§ 246 HGB
§ 252 HGB
§ 249 HGB
§ 253 HGB

Steuerbilanz

Vorbehalt
§ 5 Abs. 6 EStG

z. B.
§ 5 Abs. 4 EStG
§ 6 Abs. 1 EStG

§ 6a EStG

§ 5 Abs. 1
Satz 1 EStG

Steuererklärung

Überleitungsrechnung
(§ 60 Abs. 2 EStDV)

Korrekturen
a. d. B.

z. B.
§ 4 Abs. 5 EStG

§ 8b KStG

2.2 Außerbilanzielle Korrekturen

TTzz.. 1100

Wie bereits erw!hnt, gehen eigenst!ndige steuerliche Bewertungsvorschriften den handels-
rechtlichen vor (§ 5 Abs. 6 EStG). Zu beachten sind beispielsweise folgende steuerlichen Vor-
schriften:

"" Bewertung (§ 6 EStG),

"" Abschreibungen (§ 7 EStG),

"" Sonderabschreibungen (§ 7g EStG),

"" Betriebsausgabenabzug (§ 4 Abs. 4a und 5 EStG).

Die A-AG bilanziert ein im Januar 2021 fertiggestelltes Geb!ude mit den Herstellungskosten von 1 Mio.A
und schreibt es in der Handelsbilanz auf die betriebsgewÇhnliche Nutzungsdauer von 40 Jahren ab.

Die j!hrliche AfA von 2,5 % ist nach § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG in einem ersten Schritt in die Steuerbilanz zu
Åbernehmen. Es muss jedoch in einem zweiten Schritt geprÅft werden, ob ein steuerlicher Bewertungs-
vorbehalt existiert (§ 5 Abs. 6 EStG). Nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG ist das Geb!ude steuerlich zwingend
auf 33 Jahre abzuschreiben.

§ 60 Abs. 2 EStDV bietet nun zwei LÇsungsmÇglichkeiten: Es kann eine eigene Steuerbilanz aufgestellt
werden oder eine außerbilanzielle Korrektur im Rahmen einer %berleitungsrechnung erfolgen.

Aufgrund der besonderen Bedeutung in PrÅfungsaufgaben wird im Folgenden insbesondere
auf außerbilanzielle Korrekturen nach § 4 Abs. 5 ff. EStG eingegangen.

2.2.1 Nicht abziehbare Betriebsausgaben nach § 4 Abs. 5 und 7 EStG

TTzz.. 1111

§ 4 Abs. 5 EStG ist als sog. Lenkungsnorm zu verstehen. Dies bedeutet hier konkret, dass es
sich bei den anfallenden Ausgaben zwar um Betriebsausgaben handelt, der Abzug jedoch ein-
geschr!nkt ist, um beispielsweise Spesenmissbrauch einzud!mmen. Die Norm gilt zwar un-
mittelbar nur im Bereich der Betriebsausgaben, ist aber wegen § 9 Abs. 5 Satz 1 EStG auf Wer-

I. Steuerliches Ergebnis aus dem handelsrechtlichen Ergebnis ableiten
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bungskosten entsprechend anzuwenden. Zu beachten ist jedoch, dass das Abzugsverbot nach
§ 12 EStG Vorrang vor § 4 Abs. 5 und 7 EStG hat (§ 4 Abs. 5 Satz 3 EStG)2.

TTzz.. 1122

Nach § 4 Abs. 5 Satz 1 EStG dÅrfen folgende Betriebsausgaben nicht abgezogen werden:

"" Geschenke an Gesch!ftsfreunde Åber 35A (Nr. 1);

"" Bewirtung von Gesch!ftsfreunden i. H. von 30 % (Nr. 2);

"" G!steh!user (Nr. 3);

"" Jagden, Fischereien, Jachten usw. (Nr. 4);

"" Mehraufwendungen fÅr Verpflegung, sofern sie die Pauschbetr!ge Åbersteigen (Nr. 5);

"" Aufwendungen fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsst!tte, sofern diese die Entfer-
nungspauschale Åbersteigen (Nr. 6);

"" H!usliches Arbeitszimmer, sofern es nicht Mittelpunkt der T!tigkeit ist, bzw. kein anderer
Arbeitsplatz zur VerfÅgung steht (Nr. 6b);

"" Unangemessene Aufwendungen (Nr. 7);

"" Geldbußen, Ordnungs- und Verwarnungsgelder (Nr. 8);

"" Hinterziehungszinsen (Nr. 8a);

"" Ausgleichszahlungen im Rahmen einer kÇrperschaftsteuerlichen Organschaft (Nr. 9);

"" Schmiergelder (Nr. 10);

"" Bestimmte Zuwendungen bei Anwendung der Tonnagebesteuerung (Nr. 11);

"" Zuschlag bei fehlenden oder nicht ordnungsgem!ßen Aufzeichnungen bei Sachverhalten
mit Auslandsbezug (Nr. 12).

TTzz.. 1133

Neben den sachlichen Einschr!nkungen des § 4 Abs. 5 EStG gilt es noch die formellen Ein-
schr!nkungen des § 4 Abs. 7 EStG zu beachten. Gem!ß § 4 Abs. 7 Satz 1 EStG sind Aufwendun-
gen i. S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 6b und 7 EStG einzeln und getrennt von den sonstigen
Betriebsausgaben aufzuzeichnen. Dies muss fortlaufend und zeitnah erfolgen (H 4. 11 „Beson-
dere Aufzeichnung“ 1. Spiegelstrich EStH). Eine Aufzeichnung der Gesch!ftsvorf!lle nach Ab-
lauf des Gesch!ftsjahres ist nicht zeitnah (BFH, Urteil v. 22.1.1988, BStBl 1988 II S. 535). Dies
gilt grunds!tzlich auch fÅr die Aufwendungen fÅr ein h!usliches Arbeitszimmer. Es ist hierbei
jedoch nicht zu beanstanden, wenn die Kosten unterj!hrig gesch!tzt und nach Ablauf des Jah-
res konkret aufgezeichnet werden (Rn. 17 des BMF-Schreibens v. 3.4.2007, BStBl 2007 I S. 442).

Anl!sslich einer Gesch!ftsreise zur Automobilausstellung in MÅnchen hatte der Deggendorfer Kfz-H!nd-
ler Horst Schraube die Gelegenheit wahrgenommen, in einem historischen Hotel zu Åbernachten. Auf sei-
nen besonderen Wunsch wurde er in einem Zimmer, in dem einst Goethe gen!chtigt haben soll, unterge-
bracht. Der Zimmerpreis fÅr fÅnf %bernachtungen belief sich daher auf 3.000A + 210A USt. Es wurde
die Buchung Aufwand = 3.000A und VSt = 210A an Bank vorgenommen.

Im benachbarten Hotel, in dem Schraube bisher immer untergebracht war, h!tte er fÅr ein Zimmer mit
Dusche lediglich 150A (netto) pro %bernachtung aufwenden mÅssen.

Die Kosten der %bernachtung anl!sslich einer Gesch!ftsreise sind Betriebsausgabe (§ 4 Abs. 4 EStG;
R 4. 12 Abs. 2 EStR i.V. mit R 9.4 Abs. 1, 9.7 LStR) und daher zutreffend als Aufwand gebucht.

Da die %bernachtung im historischen Hotel jedoch auch die LebensfÅhrung des Schraube berÅhrt (Repr!-
sentation), muss eine außerbilanzm!ßige Hinzurechnung nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 EStG insoweit vor-
genommen werden, als die %bernachtungsaufwendungen unangemessen sind (R 4. 10 Abs. 12 Nr. 1
EStR).

"" angemessener Aufwand: 150A · 5 = 750A

"" außerbilanzm!ßige Zurechnung: 3.000A - 750A = 2.250A

Die auf die nicht abziehbaren Betriebsausgaben entfallende Umsatzsteuer ist nicht als Vorsteuer abzugs-
f!hig (§ 15 Abs. 1a Satz 1 UStG):

"" 7 % von 2.250A = 157,50A

2. Zweistufige Gewinnermittlung
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2 Vgl. BFH, Urteil v. 12.12.1991, BStBl 1992 II S. 524.
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